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Entscheidungsdatum

21.12.2023
Norm

BBG 840

BBG 841

BBG 845

B-VG Art133 Abs4

. BBG 840 heute

BBG 8§ 40 gultig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG 8§ 40 guiltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

—_
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BBG § 41 heute

BBG 8§ 41 giltig ab 01.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 45/2026

BBG § 41 gultig von 12.08.2014 bis 31.08.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG 8§ 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
BBG § 41 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2004 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 41 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 41 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 41 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

W e Ny AW

BBG § 45 heute

BBG § 45 giiltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 45 giltig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 45 gultig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 giltig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG 8§ 45 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 giltig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
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11. BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
12. BBG § 45 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
Spruch
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
Marion STEINER-KOPSCHAR sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die
Beschwerde des XXXX , geboren am XXXX gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Soziales und Behindertenwesen,
Landesstelle Wien vom 30.09.2022, betreffend Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses, zu
Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die
Richterin Mag. Marion STEINER-KOPSCHAR sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen
Uber die Beschwerde des rémisch 40, geboren am réomisch 40 gegen den Bescheid des Bundesamtes fiur Soziales und
Behindertenwesen, Landesstelle Wien vom 30.09.2022, betreffend Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines
Behindertenpasses, zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgriinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid vom 30.09.2022 stellte das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung:
Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde genannt) fest, dass mit einem Grad der Behinderung von 30

vH die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines Behindertenpasses nicht gegeben seien.

2. Gegen diesen Bescheid wurde vom Beschwerdefiihrer fristgerecht Beschwerde erhoben. Unter Vorlage von
Beweismitteln wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass der Beschwerdefihrer auch in seiner linken Hand Schmerzen

habe und sich eine Metallplatte im linken Unterarm befinde. Aufgrund der Nervenprobleme habe er
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Bewegungsprobleme in den Fingern und der Hand. Seit der letzten Operation benétige er zudem Kricken. Der
Beschwerdefiihrer sei von der Sachverstandigen im Zuge der personlichen Untersuchung nicht ernst genommen

worden.

3. Zur Uberprifung des Beschwerdegegenstandes wurde von der belangten Behérde ein &rztliches
Sachverstandigengutachten eingeholt, das einen Gesamtgrad der Behinderung von 20 vH ergab.

4. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten langten am 30.12.2022 beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

4. Zur Uberprifung des Beschwerdegegenstandes wurde ein &rztliches Sachverstandigengutachten eingeholt, das
einen Gesamtgrad der Behinderung von 30 vH ergab.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.  Feststellungen:

Der Gesamtgrad der Behinderung betragt 30 vH.

Der Beschwerdefiihrer leidet an folgenden Funktionseinschrankungen:

1. Posttraumatische Funktionseinschrankung rechtes Kniegelenk, Pos.Nr.: 02.05.20, Grad der Behinderung 30 %
2. Lahmung des Nervus radialis links, Pos.Nr.: 04.05.04, Grad der Behinderung 20 %

Da der Beschwerdefuhrer keinen Gesamtgrad der Behinderung von 50% (finfzig v.H.) erreicht, sind die

Voraussetzungen fur die Ausstellung eines Behindertenpasses nicht erfullt.
2. Beweiswirdigung:

Das eingeholte arztliche Sachverstandigengutachten ist schlissig und nachvollziehbar, es weist keine Widersprtche
auf. Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmal} ausfihrlich eingegangen. Die getroffenen Einschatzungen,
basierend auf dem im Rahmen personlicher Untersuchung des Beschwerdeflhrers erhobenen klinischen Befund,

entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Im medizinischen Sachverstandigengutachten einer Facharztin fur Unfallchirurgie,

Msc. Orthopadie, wird, basierend auf der personlichen Untersuchung des Beschwerdefihrers, am 09.05.2023, im
Wesentlichen Folgendes ausgefuhrt:im medizinischen Sachverstandigengutachten einer Facharztin fur Unfallchirurgie,
, Msc. Orthopadie, wird, basierend auf der persénlichen Untersuchung des Beschwerdeflhrers, am 09.05.2023, im
Wesentlichen Folgendes ausgefuhrt:

Die orthopadische Sachverstandige stufte das fihrende Leiden 1 ,Posttraumatische Funktionseinschrankung rechtes
Kniegelenk” schlissig und nachvollziehbar nach den Kriterien der Einschatzungsverordnung unter der
Positionsnummer 02.05.20 ,Funktionseinschrankung mittleren Grades einseitig” im Kniegelenk mit dem Grad der
Behinderung von 30 vH ein, da eine laterale Instabilitdt noch objektivierbar ist und beim Beschwerdefuhrer
belastungsabhangige Schmerzen vorliegen. Im Zuge der persénlichen Untersuchung konnte der Beschwerdefuhrer
selbststandig unter Zuhilfenahme eines Gehstockes gehen und zeigte sich das Gangbild geringgradig rechts hinkend,
sowohl der Zehenballengang als auch der Fersengang sind beidseitig ohne Anhalten und ohne Einsinken durchfuhrbar.
Das rechte Bein ist 1 c¢cm kurzer als das linke. Bei der Untersuchung des rechten Kniegelenkes konnte eine
Umfangsvermehrung objektiviert werden, eine Uberwdrmung und Erguss konnten jedoch nicht festgestellt werden.
Die Beweglichkeit des rechten Kniegelenkes war im Zuge der personlichen Untersuchung eingeschrankt und
bestanden endlagige Beugeschmerzen. Die medizinische Sachverstandige fuhrte schlissig und nachvollziehbar aus,
dass das im Zuge des Beschwerdevorprifungsverfahrens eingeholte Sachverstandigengutachten, basierend auf der
Aktenlage vom 27.12.2022, mit der aktuell durchgefihrten persoénlichen Untersuchung nicht Gbereinstimmt, da
weiterhin eine Instabilitdt im rechten Kniegelenk vorliegt. Daher war der Grad der Behinderung wieder mit 30 vH
einzustufen, die Herabsetzung des Grades der Behinderung auf 20 vH kann nicht aufrecht erhalten werden.

Das Leiden 2 ,Lahmung des Nervus radialis links” wurde von der medizinischen Sachverstandigen schlissig und
nachvollziehbar unter der Positionsnummer 04.05.04 mit einem Grad der Behinderung von 20 vH eingestuft. Im Zuge
der personlichen Untersuchung konnte beim Beschwerdeflhrer ein motorisches Defizit objektiviert werden, die
Sensibilitat im Bereich des linken Unterarms wurde streckseitig Uber dem Handrlcken und im Bereich der Finger eins



bis drei als herabgesetzt angegeben. Der Daumen und die Langfinger der linken Hand sind eingeschrankt beweglich
und ist die Kraft links herabgesetzt. Der Beschwerdefihrer konnte links den Faustschluss nicht komplett durchfuhren,
es war auch die Fingerfertigkeit herabgesetzt. Die Greiffunktion war zwar nur geschwacht aber trotzdem mdglich. Es
besteht in den oberen Extremitaten jedoch eine seitengleiche Bemuskelung. Die beim Beschwerdefihrer vorliegende
geringgradig eingeschrankte Beweglichkeit im linken Handgelenk ist hierbei bereits mitbertcksichtigt, eine
Funktionseinschrankung im Bereich des linken Ellbogens war im Zuge der orthopdadischen Untersuchung nicht
objektivierbar.

Die medizinische Sachverstandige fihrte schlissig und nachvollziehbar aus, dass der Gesamtgrad der Behinderung mit
30 vH einzustufen ist, da das Leiden mangels ungunstigen Zusammenwirkens durch das Leiden 2 nicht weiter erhéht

wird.

Die Behorde (bzw. das Gericht) hat ein Gutachten auf seine Vollstdndigkeit und Schlissigkeit zu Gberprufen. Weitere
Gutachten hat die Behdérde nur dann einzuholen, wenn sich die vorliegenden Gutachten als nicht vollstandig oder nicht
schlUssig und damit als nicht ausreichend erweisen; will eine Partei auRBer dem vorliegenden schlissigen und
vollstandigen Gutachten noch ein weiteres in das Verfahren einbezogen wissen, steht es ihr frei, selbst ein Gutachten
eines privaten Sachverstandigen zu beschaffen und vorzulegen.

Mit dem Beschwerdevorbringen hat sich das seitens des Bundesverwaltungsgerichts eingeholte
Sachverstandigengutachten ausfuhrlich auseinandergesetzt. Die beauftragte Sachverstdndige halt - nach einer
persénlichen Untersuchung des Beschwerdeflhrers und unter Beachtung der vorgelegten Befunde -
zusammengefasst fest, dass die Einstufung des Grades der Behinderung nach den im Zuge der persdnlichen
Untersuchung objektivierbaren Funktionseinschrankungen im Bereich des rechten Kniegelenkes und des linken Armes
bzw. der linken Hand erfolgte.

Es wurde dem Vorbringen des Beschwerdefiihrers somit nachvollziehbar, schlissig und vollstandig entgegen getreten
und kann somit den Einwendungen des Beschwerdeflhrers angesichts des Inhalts des Gutachtens nicht gefolgt
werden. Der Beschwerdefiihrer konnte keine Unschlissigkeit oder Unvollstandigkeit des Gutachtens aufzeigen. Auch
sind an der Person der Sachverstédndigen keine Bedenken aufgetreten. Der BeschwerdeflUhrer benutzte bei der
personlichen Untersuchung zwar einen Gehstock, Kriicken wurden jedoch nicht verwendet.

Das Bundesverwaltungsgericht erachtet das eingeholte Sachverstandigengutachten daher als schlussig, vollstandig
und nachvollziehbar. In einer Zusammenschau der vorliegenden Befunde und des Gutachtens, geht der erkennende
Senat davon aus, dass das Sachverstandigengutachten bzw. der darin festgelegte Grad der Behinderung von 30 v.H.
der Entscheidung zugrunde zu legen ist.

Dessen Inhalt wurde im Rahmen des Parteiengehdrs zwar beeinsprucht, doch war das Vorbringen des
Beschwerdefiihrers nicht geeignet, die gutachterliche Beurteilung zu entkraften. Insbesondere die vom
Beschwerdefiihrer eingewendete unzureichende Untersuchung kann aufgrund des vorliegenden Gutachtens und der
darin enthaltenen umfangreichen Untersuchungsergebnisse nicht gefolgt werden. Wenn in der Stellungnahme vom
20.11.2023 auf das orthopadische Sachverstandigengutachten betreffend Klage auf Gewahrung der Invaliditdtspension
gegen die Pensionsversicherungsanstalt verwiesen wird, welcher erstmals in der Begutachtung vom 09.05.2023
vorgelegt und dem Bundesverwaltungsgericht erstmalig mit der Stellungnahme vorgelegt wurde, so ist auf die
geltende Neuerungsbeschrankung zu verweisen (siehe rechtliche Beurteilung).

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten
Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverstandigen oder deren
Beurteilung beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Das Sachverstandigengutachten wird daher in freier Beweiswurdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt.
3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR§ 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.GemaR


https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/45

Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden korperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur vortibergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (8 1 Abs. 2 BBG)Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
die Auswirkung einer nicht nur vortbergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung
oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (Paragraph
eins, Absatz 2, BBG)

Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder
einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fir Soziales und
Behindertenwesen (8 45) ein Behindertenpall auszustellen, wennBehinderten Menschen mit Wohnsitz oder
gewohnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von
mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein
BehindertenpaR auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditadt, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten oder

4.  fir sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-einstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-
einstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehdren.

(8 40 Abs. 1 BBG)(Paragraph 40, Absatz eins, BBG)

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,
wennDas Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,) unter Mitwirkung von darztlichen
Sachverstandigen einzuschatzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefir
mafRgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung
vorgenommen wurde oder

3. ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.
(8 41 Abs. 1 BBG)(Paragraph 41, Absatz eins, BBG)

Auszug aus der Verordnung des Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betreffend nahere
Bestimmungen Uber die Feststellung des Grades der Behinderung (Einschatzungsverordnung) idgF:

.Grad der Behinderung

§ 2. (1) Die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
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Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.Paragraph 2, (1) Die
Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.

(2) Bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angeflhrt sind, ist der Grad der
Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

(3) Der Grad der Behinderung ist nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um funf geringerer Grad
der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines Rahmensatzes ist zu
begriinden.

Gesamtgrad der Behinderung

8 3. (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
zueinander.Paragraph 3, (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn
mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die
einzelnen Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. Mal3gebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung ist zunachst von jener Funktionsbeeintrachtigung
auszugehen, flr die der hochste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und inwieweit dieser durch die
weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhoht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmalf von weniger als 20
vH sind auBer Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung
auszugehen.

(3) Eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine Erhdhung des Grades der
Behinderung zu bewirken, liegt vor, wenn

- sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

- zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen
Funktionsbeeintrachtigung fuhren.(3) Eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet
ist, eine Erhdhung des Grades der Behinderung zu bewirken, liegt vor, wenn, - sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf
eine andere besonders nachteilig auswirkt,, - zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die
gemeinsam zu einer wesentlichen Funktionsbeeintrachtigung fiihren.

(4) Eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung ist dann gegeben, wenn das Gesamtbild der Behinderung eine andere
Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen alleine.

Grundlage der Einschatzung

§8 4. (1) Die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kdrperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.Paragraph 4, (1) Die Grundlage fur die
Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der Funktionsbeeintrachtigungen im korperlichen,
geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form eines arztlichen Sachverstandigengutachtens.
Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen - beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen
Beurteilung heran zu ziehen.

(2) Das Gutachten hat neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die
Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrindung fiir die Einschatzung des Grades der Behinderung



innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begrindung zu
enthalten.”

Da ein Grad der Behinderung von 30 (dreif3ig) vH festgestellt wurde und somit die Voraussetzungen fiur die Ausstellung
eines Behindertenpasses nicht erfillt sind, war spruchgemall zu entscheiden.

Mit der Novelle BGBI. | 57/2015 hat der Gesetzgeber fur das Verfahren zur Feststellung der Zugehorigkeit zum
Personenkreis der Behinderten (in § 19 Abs. 1 BEinstG) und fur das Verfahren nach dem Bundesbehindertengesetz (8
46 BBG) ein - eingeschranktes - Neuerungsverbot eingefuhrt, das in den Gesetzesmaterialien als
"Neuerungsbeschrankung" bezeichnet wird. 8 46 BBG in der FassungBGBI. | 57/2015 bestimmt, dass im Verfahren vor
dem Bundesverwaltungsgericht neue Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht werden durfen. Daher konnten
vom BeschwerdefUhrer im Zuge der personlichen Untersuchung am 09.05.2023 und in der Stellungnahme vom
20.11.2023 vorgelegte Befunde und das vorgelegte orthopadische Sachverstandigengutachten bei der
Entscheidungsfindung nicht berticksichtigt werden.Mit der Novelle Bundesgesetzblatt Teil eins, 57 aus 2015, hat der
Gesetzgeber fur das Verfahren zur Feststellung der Zugehorigkeit zum Personenkreis der Behinderten (in Paragraph
19, Absatz eins, BEinstG) und fir das Verfahren nach dem Bundesbehindertengesetz (Paragraph 46, BBG) ein -
eingeschranktes - Neuerungsverbot eingefihrt, das in den Gesetzesmaterialien als "Neuerungsbeschrankung"
bezeichnet wird. Paragraph 46, BBG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 57 aus 2015, bestimmt, dass im
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht neue Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht werden durfen.
Daher kénnten vom Beschwerdeflhrer im Zuge der persénlichen Untersuchung am 09.05.2023 und in der
Stellungnahme vom 20.11.2023 vorgelegte Befunde und das vorgelegte orthopddische Sachverstandigengutachten bei

der Entscheidungsfindung nicht berlcksichtigt werden.
2. Zum Entfall einer miindlichen Verhandlung:

Gemal 8§ 24 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF hat das Verwaltungsgericht
auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine offentliche mundliche Verhandlung
durchzufuhren. In diesem Sinne ist eine Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Art. 6 EMRK bzw. Art.
47 Abs. 2 GRC geboten ist, wobei gemal3 Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der
Bestimmungen ident sind.GemalR Paragraph 24, Absatz eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur
erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mandliche Verhandlung durchzufihren. In diesem Sinne ist eine
Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Artikel 6, EMRK bzw. Artikel 47, Absatz 2, GRC geboten ist,
wobei gemal Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der Bestimmungen ident sind.

Der Rechtsprechung des EGMR kann entnommen werden, dass er das Sozialrecht auf Grund seiner technischen Natur
und der oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu geneigt ansieht, nicht in allen Fallen
eine mundliche Verhandlung durchzufihren (vgl. Eriksson v. Sweden, EGMR 12.4.2012; Schuler-Zgraggen v.
Switzerland, EGMR 24.6.1993).Der Rechtsprechung des EGMR kann entnommen werden, dass er das Sozialrecht auf
Grund seiner technischen Natur und der oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu
geneigt ansieht, nicht in allen Fallen eine mandliche Verhandlung durchzufihren vergleiche Eriksson v. Sweden, EGMR
12.4.2012; Schuler-Zgraggen v. Switzerland, EGMR 24.6.1993).

Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ.2002/05/1519, nimmt auch der Verwaltungsgerichtshof auf die diesbezugliche
Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR 2.9.2004) Bezug, wonach ein miindliches Verfahren
verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch seine technische Natur gekennzeichnet ist. Dartber
hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behérden nach
zweckmaliger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an, welches das Absehen von einer mundlichen Verhandlung
gestatte (vgl. VwGH vom 4.3.2008, 2005/05/0304).Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ.2002/05/1519, nimmt auch der
Verwaltungsgerichtshof auf die diesbeziigliche Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR
2.9.2004) Bezug, wonach ein mundliches Verfahren verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch
seine technische Natur gekennzeichnet ist. Darliber hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten
Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behérden nach zweckmaRiger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an,
welches das Absehen von einer mindlichen Verhandlung gestatte vergleiche VWGH vom 4.3.2008, 2005/05/0304).
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Der im gegenstandlichen Fall entscheidungsrelevante Sachverhalt wurde auf gutachterlicher Basis ermittelt. Zudem
wurde von der beschwerdefihrenden Partei in der Beschwerde kein Vorbringen erstattet, welches eine weitere
Erérterung notwendig erschienen lief3.

Im Hinblick auf obige Uberlegungen sah der erkennende Senat daher unter Beachtung der Wahrung der
Verfahrensdékonomie und -effizienz von einer mundlichen Verhandlung ab, zumal auch eine weitere Klarung der
Rechtssache hierdurch nicht erwartbar war.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemal? 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.Gemal3 Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel
133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor. Vielmehr hangt die
Entscheidung von Tatsachenfragen ab. Maligebend sind die Art des Leidens und das festgestellte Ausmal3 der
Funktionsbeeintrachtigungen.Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung
nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die
gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an
einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Vielmehr hangt die Entscheidung von Tatsachenfragen ab. Maligebend sind die Art des Leidens und
das festgestellte Ausmal3 der Funktionsbeeintrachtigungen.
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